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Drucksache V/2170 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. November 1965 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Kaiserreich Iran über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

— Drucksache V/2005 — 


A. Bericht des Abgeordneten Stein (Honrath) 


Der Gesetzentwurf — Drucksache V/2005 — wurde 
in der 121. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
4. Oktober 1967 dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen federführend und dem Auswär- 
tigen Ausschuß sowie dem Ausschuß für Entwick- 
lungshilfe zur Mitberatung zugewiesen. Die beiden 
mitberatenden Ausschüsse haben dem Gesetzent- 
wurf zugestimmt. 

Der vorstehend genannte Vertrag hat — wie die 
25 anderen Verträge dieser Art, die bereits vom 
Bundestag verabschiedet worden sind — den Zweck, 
die Investitionen der deutschen Privatwirtschaft in 
den Entwicklungsländern zu fördern. Der Anreiz 
hierzu liegt in dem erhöhten Rechtsschutz, der den 
deutschen Kapitalanlagen durch diese Verträge ge- 
währt wird, z. B. gegen willkürliche Enteignung und 
Diskriminierung, durch Gewährung der Inländer- 
behandlung und Meistbegünstigung, durch Verein- 
barung einer wertgleichen Entschädigung im Falle 
einer Enteignung, durch Zusicherung des freien 
Transfers für die Erlöse, einer etwaigen Enteignungs- 
entschädigung und des Liquidationserlöses, durch 
Vereinbarung eines Schiedsverfahrens (für den Fall 
von Meinungsverschiedenheiten), durch Anerken- 


nung der Subrogation (Übergang der Forderung von 
dem geschädigten Investor auf den Bund, falls dieser 
auf Grund einer Garantie in Anspruch genommen ist) 
und andere Bestimmungen mehr. 

Außerdem sind diese Verträge eine wesentliche 
Voraussetzung für die Gewährung von Bundes- 
garantien zur Absicherung des nichtkommerziellen 
Risikos. 

Der Vertrag ist auf der Grundlage des deutschen 
Mustervertrages abgeschlossen worden, der die 
oben aufgeführten Regelungen enthält. Ungeachtet 
einiger Abweichungen von diesem Mustervertrag, 
wie z. B. eine gewisse Einschränkung der Transfer- 
garantie, der Ausübung von Rechten im Falle der 
Subrogation und einen allgemeinen Genehmigungs- 
vorbehalt für Kapitalanlagen im Kaiserreich Iran 
empfiehlt der Ausschuß einmütig die Ratifikation 
des Vertrages. Ihm ist ein weiteres Protokoll an- 
gefügt, das ein zivilrechtliches Schiedsverfahren ent- 
hält, welches den innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
des Kaiserreichs Iran entspricht. Durch diese Ab- 
weichungen und Ergänzungen wird jedoch der 
Rechtsschutz praktisch nicht eingeschränkt. 


Bonn, den 12. Oktober 1967 


Stein (Honrath) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2005 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 12. Oktober 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Stein (Honrath) 

Berichterstatter 


angenommen in der 126. Plenarsitzung am 13. Oktober 1967 
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